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Einleitung

Mit den Protesterfahrungen seit Ende der 1960er Jahre wurden in der Bun-

desrepublik auch Praktiken des zivilen Ungehorsams bekannter. Bis in die

1980er Jahre haben sie sich im Repertoire der westdeutschen Protestkultur

etabliert. Aus Sicht von Protestierenden, die ihrenWunsch nach politischer

Partizipation ausdrücken wollen, stellt der zivile Ungehorsam bisweilen

eine notwendige Kommunikationsform dar. Für sie wäre die angepasste

soziale Ruhe und das Fehlen öffentlich ausgetragener Konflikte im Grunde

der »Friedhof der Freiheit«.1 Zu Aktionen im Stil des zivilen Ungehorsams

kommt es vor allem dann, wenn Aktivist*innen in ihren jeweiligen Anliegen

andere Einspruchsoptionen zum Beispiel in Form von Beschwerdebriefen,

Demonstrationen, Kundgebungen, Parteiarbeit oder Streiks erschöpft ha-

ben, aber ihr Ziel noch nicht erreichen konnten. ImSinne einerUltimaRatio

begehen aktivistische Bürger*innen in solchen Fällen einen absichtlichen,

aber begrenzten Rechtsbruch, um damit eine subjektiv als unrechtmäßig

empfundene politische Entscheidung zu verhindern bzw. zu revidieren oder

auf bestimmte Entwicklungen und Probleme in der Gesellschaft aufmerk-

sam zu machen. Im Verlauf der letzten Jahrzehnte hat sich die politische,

gesellschaftliche und justizielle Einschätzung solcher rechtlichen Provo-

kationen, und inwiefern sie als gewaltförmig zu interpretieren sind, stark

gewandelt.

Der zivile Ungehorsam steht auch gegenwärtig im Mittelpunkt zahl-

reicher Proteste: (1) In Stuttgart versammeln sich seit Oktober 2009 Bür-

ger*innen am Hauptbahnhof, um ihren Protest zur Realisierung des milli-

ardenteuren Verkehrs- und Städtebauprojektes Stuttgart 21 zu artikulieren.

Einige von ihnen, wie der Stuttgarter Friedens- und Konfliktforscher Wolf-

gang Sternstein, praktizieren dort bereits jahrelang zivilen Ungehorsam in

Form von Sitzblockaden, Straßensperren und der Besetzung des Haupt-

1 Peter Brückner, Ungehorsam als Tugend. Zivilcourage, Vorurteil, Mitläufer, Berlin 2018, S. 72.
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bahnhofes.2 (2) Im zwischen Aachen und Köln gelegenen Hambacher Forst

besetzen seit April 2012 Umweltaktivist*innen immer wieder Teile des ca.

200 Hektar umfassenden Waldareals, um für den sofortigen Kohleausstieg

und einen dauerhaften Stopp der Rodung des Gebietes durch den Energie-

konzernRWE zu demonstrieren.SozialökologischeAktivist*innenwie Peter

Illert betrachten die Waldbesetzung als einen starken Impuls zur Politisie-

rung von Bürger*innen, weil durch zivilen Ungehorsam »gesellschaftliche

Konfrontation sinnlich erfahrbar« werde.3 (3) Am Fliegerhorst Büchel in

Rheinland-Pfalz finden jedes Jahr zum Teil wochenlange Protestaktionen

im Stil des zivilen Ungehorsams gegen die letzten in der Bundesrepublik

stationierten US-Atomwaffen statt. Bemerkenswert ist, dass sich dazu ein

sehr breites friedenspolitisches Bündnis zusammengefunden hat. Zu ihm

gehören etwa Repräsentant*innen aus Gewerkschaften, Kirchengemeinden

und dem Netzwerk Mayors for Peace. Die Friedensaktivist*innen stammen

demnach nicht nur aus dem linksalternativen Spektrum, sondern unter ih-

nenbefinden sich ebensoKonservativewie beispielsweise derCDU-Politiker

Peter Seyfried.

Bei diesen drei Protest-Brennpunkten bedienen sich die Aktivist*innen

einer Praxis, die schon lange bekannt ist, aber in den 1980er Jahren mit den

Protesten vor dem US-Raketendepot in der schwäbischen Gemeinde Mut-

langen zu einem populären Protestinstrument wurde: Der zivile Ungehor-

sam in Form von Sitzblockaden im öffentlichen Raum, genauer gesagt auf

offener Straße, stellte für die Friedensbewegung eine innovative, integrative

undöffentlichkeitswirksameAktionsformdar.Sie stieß in einembreitenBe-

wegungsspektrum auf starke Resonanz, und erhielt nicht zuletzt durchwie-

derkehrende Bilder in den Medien einen geradezu ikonographischen Stel-

lenwert. Seitdem ist der zivile Ungehorsam ein in weiten Teilen etabliertes

Partizipations- undProtestinstrumentderZivilgesellschaft,das immerwie-

der soziopolitische Nach- undUmdenkprozesse anstößt, weil er sich seit je-

her »in der Schwebe zwischen Legitimität und Legalität befindet«.4 Vor al-

lem die extensive Praktizierung von Sitzblockaden wirkte auf die Judikati-

2 Siehe dazu: Frank Brettschneider/Wolfgang Schuster (Hrsg.), Stuttgart 21: Ein Großprojekt zwi-

schen Protest und Akzeptanz,Wiesbaden 2013.

3 Siehe dazu: »Geschichten aus demWiderstand/010. Krieg der Bäume –der alte Kampf im steten

Wandel. Peter Illert imGespräch (SB)«, online: »http://www.schattenblick.de/infopool/redaktio/

report/rrgw0010.html« (letzter Zugriff: 01. Juni 2021).

4 JürgenHabermas,ZivilerUngehorsam–Testfall für dendemokratischenRechtsstaat.Wider den

autoritären Legalismus in der Bundesrepublik, in: Andreas Braune (Hrsg.), Ziviler Ungehorsam.

Texte vonThoreau bis Occupy, Stuttgart 2017, S. 222.

http://www.schattenblick.de/infopool/redaktio/report/rrgw0010.html
http://www.schattenblick.de/infopool/redaktio/report/rrgw0010.html
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ve zurück und stieß einige rechtliche Diskurs- und Grenzverschiebungen in

Bezug auf zivilgesellschaftliche Beteiligungsoptionen5 an. Durch seine Im-

pulse für soziale Transformationen stellt der zivile Ungehorsam für viele So-

zialwissenschaftler*innen eine essenzielle Gesellschaftspraxis dar.Der Poli-

tologe Peter Grottian bezeichnete diese Protestformauch als »das Salz in der

Suppe der Demokratie«.6

Die Protestaktionen zwischen 1983 und 1987 gegen die Pershing-II-Ra-

keten in Mutlangen waren nicht nur ein Kulminationspunkt für den zivilen

Ungehorsam in der Bundesrepublik. Die dortigen Ereignisse weisen auch

direkte und personelle Kontinuitätslinien zu vielen späteren Protest-Brenn-

punkten wie in Stuttgart, im Hambacher Forst und in Büchel auf: (1) So war

Wolfgang Sternstein, der sich für seine Beteiligung an sieben Sitzblockaden

am Stuttgarter Hauptbahnhof zwischen März und September 2011 schließ-

lich im Juni 2015 vor Gericht zu verantworten hatte,7 bereits zu Beginn der

1980er Jahre eine Schlüsselfigur fürTheorie und Praxis des zivilen Ungehor-

sams in Mutlangen. (2) Peter Illert, der sich bereits Jahre vor der Eskalati-

on des Konflikts im Hambacher Forst für die Erhaltung des Waldareals und

für den Braunkohleausstieg eingesetzt hat, lebte nach der Stationierung der

Pershing-II-Raketen zeitweise mit einigen Friedensaktivist*innen in einer

Scheune in direkter Nähe zumMutlanger Raketendepot und beteiligte sich

von dort aus an den Protesten.8 (3) Neben etlichen Friedensaktivist*innen,

5 In den ersten Dekaden der Bundesrepublik existierte eine Abwehrhaltung gegenüber Beteili-

gungsformen direkter Demokratie, da der Bevölkerung vor dem Hintergrund der NS-Diktatur

fehlende demokratische Reife attestiert wurde. Nach Jahrzehnten der Stagnation kam es ab En-

de der 1980er – beflügelt durch die Umbrüche in der DDR – zu einer Expansion direktdemokra-

tischer Verfahren. Vor 1990 gab es lediglich in Baden-Württemberg Bürgerbegehren und Bür-

gerentscheide auf kommunaler Ebene; seither haben alle weiteren Bundesländer diese Partizi-

pationsinstrumente direkter Demokratie eingeführt. Im Jahr 2002 versuchte die rot-grüne Re-

gierungskoalition sogar, eine dreistufige Volksgesetzgebung (Volksinitiative – Volksbegehren –

Volksentscheid) auf Bundesebene einzuführen, jedoch scheiterte dieses Vorhaben knapp an der

erforderlichen Zweidrittelmehrheit im Deutschen Bundestag. Siehe dazu ausführlich: Andreas

Kost, Direkte Demokratie,Wiesbaden 2013, S. 33 ff.

6 »Der Professor und die Schoko-Pistolen« (= Interview vonMarc Felix Serrao mit Peter Grottian),

in: Süddeutsche Zeitung (18. Januar 2012), online: »https://www.sueddeutsche.de/panorama/

prozess-posse-in-lindau-der-professor-und-die-schoko-pistolen-1.1261275« (letzter Zugriff: 01.

Juni 2021).

7 Vgl. George Stavrakis, »Friedensforscher vor Gericht. S-21-Gegner schmeckt Freispruch nicht«,

in: Stuttgarter Nachrichten (23. Juni 2015), online: »https://www.stuttgarter-nachrichten.de/

inhalt.friedensforscher-vor-gericht-s-21-gegner-schmeckt-freispruch-nicht.8b1dd6b1-a3b4-

4 ff8-a976-fca4ef62c61e.html« (letzter Zugriff: 01. Juni 2021).

8 Siehe dazu: Interviewmit Peter Illert am 7. Februar 2017 in Mannheim.

https://www.sueddeutsche.de/panorama/prozess-posse-in-lindau-der-professor-und-die-schoko-pistolen-1.1261275
https://www.sueddeutsche.de/panorama/prozess-posse-in-lindau-der-professor-und-die-schoko-pistolen-1.1261275
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.friedensforscher-vor-gericht-s-21-gegner-schmeckt-freispruch-nicht.8b1dd6b1-a3b4-4
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.friedensforscher-vor-gericht-s-21-gegner-schmeckt-freispruch-nicht.8b1dd6b1-a3b4-4
https://www.stuttgarter-nachrichten.de/inhalt.friedensforscher-vor-gericht-s-21-gegner-schmeckt-freispruch-nicht.8b1dd6b1-a3b4-4
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die bereits in der Nachrüstungskontroverse gegen die Nuklearraketen pro-

testiert hatten, beteiligt sich an dem zivilen Ungehorsam in Büchel als Re-

präsentant der InitiativeMayors for Peace auch der ehemalige Bürgermeister

vonMutlangen, Peter Seyfried (CDU).

An diesen exemplarischen Kontinuitätslinien lässt sich erkennen, wie

richtungsweisend »Mutlangen« für die Etablierung und Durchsetzung des

zivilen Ungehorsams als ein legitimer Bestandteil einer pluralen Partizipa-

tions- und Protestkultur war. Dass Konflikte zwischen den Neuen Sozialen

Bewegungen9 und staatlichen Instanzen gewaltfrei ausgetragen wurden,

war keinesfalls die Regel in der Bundesrepublik. Andere Protestaktivitäten

der 1970er und 80er Jahre überschritten nicht nur immer wieder die Gren-

zen des rechtlich Erlaubten, sondern bewegten sich auf einem schmalen

Grat hin zu Straftatbeständen und Gewaltausschreitungen:10 Zu schwerer

Gewalteskalation kam es etwa in der schleswig-holsteinischen Gemeinde

Brokdorf. Ab 1975 fanden dort Planungs- und Bauarbeiten zur Errichtung

eines Kernkraftwerkes statt, die bald Demonstrationen durch Anti-AKW-

Aktivist*innen zur Folge hatten. 1976 erließ das Verwaltungsgericht (VG)

Schleswig einen einstweiligen Baustopp.NachdemdasOberverwaltungsge-

richt (OVG) Lüneburg Anfang 1981 die Fortsetzung der Bauarbeiten erlaubte,

begannen über 50 Bürgerinitiativen aus der ganzen Bundesrepublikmit der

Planung einer Großkundgebung. Trotz eines richterlichen Versammlungs-

verbotes kamen am 28. Februar 1981 rund 100.000Menschen zum Bauplatz

und demonstrierten gegen das Atomkraftwerk. Es kam zu den befürchteten

Krawallen, infolge derer rund 130 Polizeibeamte und etwa ebenso viele Anti-

9 Der Sammelbegriff »Soziale Bewegungen« wird in Anlehnung an Dieter Rucht verwendet. Der

Soziologe definiert diese allgemein als »soziale Gebilde aus miteinander vernetzten Personen,

Gruppen undOrganisationen, diemit kollektiven Aktionen Protest ausdrücken, um soziale bzw.

politischeVerhältnisse zu verändernoderumsich vollziehendenVeränderungenentgegenzuwir-

ken«. Siehe dazu: Friedhelm Neidhart/Dieter Rucht, Soziale Bewegungen und kollektive Aktio-

nen, in: Hans Joas (Hrsg.), Lehrbuch Soziologie, Frankfurt am Main 2001, S. 540. Als »Neue So-

ziale Bewegungen« werden gesellschaftlichen Strömungen – darunter die neue Friedens-, Anti-

AKW-, Ökologie-, Frauen-, Homosexuellen-, Behinderten- und Bürgerinitiativbewegung – be-

zeichnet,die seit den 1970erund frühen 1980er Jahren Impulse aufRichtung, Intensität undTem-

po des Sozialen Wandels setzen. Da sie das traditionelle Parteien- und Institutionensystem als

reaktionslos und inflexibel empfinden, versuchen die Neuen Sozialen Bewegungen ihre Refor-

men vor allem über alternative Kommunikations-, Partizipations- und Protestkanäle zu realisie-

ren.

10 Vgl. Martin Löhnig/Mareike Preisner, Einführung, in: Martin Löhnig/Mareike Preisner/Thomas

Schlemmer (Hrsg.), Ordnung und Protest. Eine gesamtdeutsche Protestgeschichte von 1949 bis

heute, Tübingen 2015, S. 1.
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AKW-Aktivist*innen teilweise schwer verletztwurden.Nochheute sprechen

Beteiligte beider Seiten von »bürgerkriegsartigen Unruhen«.11 Trotz vieler

weiterer Protestaktionen in den Folgejahren ging das Kernkraftwerk Brok-

dorf im Oktober 1986 als weltweit erste Anlage nach dem Reaktorunglück

von Tschernobyl ans Netz.12

Eine weitere Stufe in der Gewaltspirale erreichte der Konflikt in der

bayerischen Gemeinde Wackersdorf. Der bayerische Ministerpräsident

Franz Josef Strauß wollte dort eine Wiederaufbereitungsanlage (WAA) für

abgebrannte Brennstäbe aus bundesdeutschen Kernreaktoren realisieren,

weil er sich dadurch einen Wirtschaftsaufschwung in der strukturschwa-

chen Region erhoffte. 1981 entstand eine lokale Bürgerinitiative, die in den

Folgejahren die treibende Kraft für die Demonstrationen gegen den Bau

diesesGroßprojekteswar.Nach der Räumung eines illegal errichteten »Hüt-

tendorfes« im Januar 1986 eskalierten die Proteste schlagartig: ImMärz 1986

kamen am Rande von Ausschreitungen zwischen militanten Anti-AKW-

Aktivist*innen und der Polizei zwei Demonstrant*innen ums Leben. Durch

diese Ereignisse sowie die Reaktorkatastrophe von Tschernobyl kurz darauf

am 26. April 1986 intensivierte sich der Protest gegen die WAA zusätzlich.

Höhepunkt der Krawalle war die sogenannte Pfingstschlacht vomMai 1986,

als etwa 50.000 Kernkraftgegner*innen sich am Bauzaun versammelten

und es zu blutigen Gefechten mit der Polizei kam, bei denen insgesamt ca.

400 Beteiligte zum Teil schwere Verletzungen erlitten. Dass die Stromkon-

zerne im Frühjahr 1989 die Einstellung derWAA verkündeten, lag allerdings

nicht allein an der Gewalteskalation am Bauzaun, sondern ebenso an den

juristischen Einwendungen gegen die Errichtung des Großprojektes sowie

daran, dass sich die Energiefirmen sich auf eine Kooperationmit englischen

und französischen Konzernen einigten.13

11 Vgl. Oliver Lepsius, Versammlungsrecht und gesellschaftliche Integration, in: Anselm Doering-

Manteuffel/Bernd Greiner/Oliver Lepsius (Hrsg.), Der Brokdorf-Beschluss des Bundesverfas-

sungsgerichts 1985 (= Eine Veröffentlichung aus dem Arbeitskreis für Rechtswissenschaft und

Geschichte an der Akademie derWissenschaften und der Literatur,Mainz, Tübingen 2015, S. 135.

12 Siehe dazu: Luise Schramm, Evangelische Kirche und Anti-AKW-Bewegung. Das Beispiel der

Hamburger Initiative kirchlicher Mitarbeiter und Gewaltfreie Aktion im Konflikt um das AKW

Brokdorf 1976–1981, Göttingen 2018. Ebenso: Alexandra Jaeger/Julia Kleinschmidt/David Tem-

plin, Den Protest regieren. Staatliches Handeln, neue soziale Bewegungen und linke Organisa-

tionen in den 1970er und 1980er Jahren, Essen 2018.

13 Siehe dazu: Janine Gaumer, Wackersdorf. Atomkraft und Demokratie in der Bundesrepublik,

1980–1989,München 2018.
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Ein weiterer Protest-Kulminationspunkt der 1980er Jahre, der bru-

tal eskalierte und die Neuen Sozialen Bewegungen in der öffentlichen

Debatte substanziell diskreditierte, war der Konflikt über die Flughafen-

erweiterung in Frankfurt am Main. Bereits in den 1960er Jahren erhielt

die Betreibergesellschaft die politische Freigabe, den Flughafen um ein

neues Empfangsterminal und eine vier Kilometer lange »Startbahn West«

auszubauen. Nachdem sämtliche juristische Einwendungen der Projekt-

Gegner*innen erfolglos geblieben waren, fanden in den Folgejahren viele

verschiedene Aktionen statt. Nach der Fertigstellung und Inbetriebnahme

der Startbahn im Jahr 1984 intensivierten sich die Protestaktionen und

führten etliche Male zu Gewaltausschreitungen. Am 2. November 1987 fand

die breite Bewegung gegen die Flughafenerweiterung ein abruptes Ende,

als während einer Demonstration von Autonomen plötzlich Schüsse in

Richtung Polizei fielen. Zwei Beamte kamen ums Leben, neun weitere wur-

den teilweise schwer verwundet. Der Sprecher der Bürgerinitiative gegen

den Bau der Startbahn West erklärte daraufhin, dass die politische Kultur

zerfallen sei.14 Joschka Fischer, damals Grünen-Fraktionsvorsitzender im

Hessischen Landtag, prognostizierte sogar, dass durch die Überschreitung

dieses Tabus »die Zeit der sozialen Bewegungen« vorbei sei.15 Tatsächlich

löste sich die Protestbewegung gegen die StartbahnWestwenig später auf.16

Der Hinweis auf diese gewalttätigen und eskalierenden Proteste unter-

streichtdie außergewöhnlichePosition,diedieProteste inMutlangen indie-

sem Kontext einnahmen. Sicherlich fanden die Protestaktionen in Mutlan-

gen unter anderen Vorzeichen statt als in Brokdorf oder Wackersdorf, denn

Friedensproteste legitimieren sich explizit über die Betonung ihrer Gewalt-

freiheit. Dennoch stellt die GemeindeMutlangen in Anbetracht der Gewalt-

14 Frank Bachner, »Die Toten von der Startbahn West«, in: Der Tagesspiegel (2. November 2017),

online: »https://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/sonntag/protest-in-frankfurt-vor-30-jahren-

die-toten-von-der-startbahn-west/20514626.html« (letzter Zugriff: 01. Juni 2021).

15Wolfgang Kraushaar, Die Polizistenmorde an der Startbahn West, in: Komitee für Grundrechte

und Demokratie e.V. (Hrsg.), Jahrbuch 1987, Sensbachtal 1988, S. 112.

16 Für eine ausführlichereBeschreibungderEreignisse rundumdie Frankfurter Flughafenerweite-

rung siehe:WolfWetzel, Tödliche Schüsse. Eine dokumentarische Erzählung,Münster 2008; Sa-

bineDworog/SilkeMende,Residuen desOrdnungsdenkens in den 1970er Jahren? Kontinuitäten,

Umbrüche, veränderte Bezugsgrößen. Die Fallbeispiele »grüne Bewegung« und »Flughafenaus-

bau Frankfurt«, in: Thomas Etzemüller (Hrsg.), Die Ordnung der Moderne. Social Engineering

im 20. Jahrhundert (= Histoire, Band 9), Bielefeld 2015, S. 331–356; Freia Anders, Die »Gewalt-

frage« an der Startbahn West, in: Neidhart Bulst/Ingrid Gilcher-Holtey/Heinz-Gerhard Haupt

(Hrsg.), Gewalt im politischen Raum (= Historische Politikforschung), Frankfurt amMain 2008,

S. 260–287.

https://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/sonntag/protest-in-frankfurt-vor-30-jahren-die-toten-von-der-startbahn-west/20514626.html
https://www.tagesspiegel.de/weltspiegel/sonntag/protest-in-frankfurt-vor-30-jahren-die-toten-von-der-startbahn-west/20514626.html
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eskalationen an anderen Protest-Brennpunkten der 1980er Jahre einen Son-

derfall dar: Vom »HeißenHerbst 1983« bis zum bilateralen INF-Abrüstungs-

abkommen zwischen den USA und der Sowjetunion imDezember 1987 fan-

den zwar kontinuierlich Sitzblockaden vor dem Tor des US-Raketendepots

statt, bei denen die Polizei über die Jahre insgesamt knapp 3.000 Friedens-

bewegte festnahm. Jedoch kam es trotz der starken Konzentration von zivi-

lem Ungehorsam gegen die Stationierung der Pershing-II-Raketen zu kei-

nen Krawallen und keinen direkten Angriffen auf Menschen. Deshalb war

Mutlangen nicht nur ein geografischer Protestort, sondern entwickelte sich

ebenso zu einem zentralen und symbolisch aufgeladenen Kristallisations-

punkt der Friedensbewegung.

Mutlangen und die internationale Politik

Am 12. Dezember 1979 verabschiedeten die Außen- und Verteidigungsmi-

nister derNATO-Mitgliedstaatenden sogenanntenNATO-Doppelbeschluss,

der die Stationierung von 108 US-amerikanischen Pershing-II-Raketen und

464 bodengestützten Cruise Missiles in westeuropäischen Ländern als Ge-

gengewicht zu den sowjetischen SS-20-Mittelstreckenraketen vorsah – falls

die bilateralen Verhandlungen der Supermächte USA und Sowjetunion über

dieBegrenzung ihrer atomarenMittelstreckenraketen keineEinigung erzie-

len sollten.17 Auslöser dafür war, dass die Sowjetunion bereits im Jahr 1976

damit begonnen hatte, Nuklearraketenmit einer Reichweite von etwa 5.400

Kilometern an Standorten in den Ukrainischen undWeißrussischen Sozia-

listischen Sowjetrepubliken sowie in der Russischen Sozialistischen Födera-

tiven Sowjetrepublik zu stationieren.

Insbesondere Bundeskanzler Helmut Schmidt sorgte sich deshalb um

das strategische Gleichgewicht in Europa. In seiner Rede vor dem Londoner

International Institute for Strategic Studies (IISS) am 28. Oktober 1977 erklärte

er, dass das westliche Verteidigungsbündnis Gegenmaßnahmen ergreifen

müsse, welche die NATO zwei Jahre später in ihrem Doppelbeschluss fest-

17 Vgl. Philipp Gassert/Tim Geiger/Hermann Wentker, Zweiter Kalter Krieg und Friedensbewe-

gung: Einleitende Überlegungen zum historischen Ort des NATO-Doppelbeschlusses von 1979,

in: Dies. (Hrsg.), Zweiter Kalter Krieg und Friedensbewegung. Der NATO-Doppelbeschluss in

deutsch-deutscher und internationaler Perspektive (= Schriftenreihe der Vierteljahrshefte für

Zeitgeschichte, Sondernummer), München 2011, S. 7.
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schrieb. Die bilateralen Abrüstungsverhandlungen zwischen dem Osten

und dem Westen erzielten in den Folgejahren keinen Erfolg. 1983 schätzte

die NATO die Zahl der einsatzbereiten und auf Europa gerichteten SS-20-

Raketen auf 243. Da jeder Flugkörper mit drei nuklearen Sprengköpfen be-

stückt werden konnte, vermutete das Atlantische Bündnis, dass insgesamt

sogar 729 Atomwaffen das europäisch-mediterrane NATO-Territorium

bedrohten.18 Vor diesem Hintergrund stimmte der Deutsche Bundestag

– trotz eines breiten Tableaus an Protestaktionen der bundesdeutschen

Friedensbewegung gegen die Nachrüstung – am 22. November 1983 dem

NATO-Stationierungsbeschluss mit dem Votum der Regierungsparteien

CDU/CSUund FDP zu.19Amnächsten Tag brach die Sowjetunion die Genfer

Abrüstungsverhandlungen mit den USA ab. Bereits am darauffolgenden

Wochenende begann die westliche Verteidigungsallianz mit der Statio-

nierung der ersten Pershing-II-Raketen als potenzielle Trägersysteme für

Nuklearwaffen.

Die drei westdeutschen Stationierungsorte dieser atomaren Mittelstre-

ckenraketen waren Heilbronn, Neu-Ulm und die Gemeinde Mutlangen, die

sich ca. 60 Kilometer östlich von Stuttgart befindet. Diese Orte lagen alle

innerhalb eines designierten Radius von 70 Kilometern um das EUCOM

(EUropean COMmand), der US-Kommandozentrale in Stuttgart-Vaihin-

gen, die für Operationen der US-amerikanischen Streitkräfte in Europa,

Nordafrika und im Nahen Osten verantwortlich war. Für jedes dieser drei

Depots waren 36 Raketen bestimmt. Ferner beschloss die NATO, alle 96

für die Bundesrepublik vorgesehenen Cruise Missiles an einem Raketen-

standort bei Hasselbach/Wüschheim im rheinland-pfälzischen Hunsrück

zu stationieren. Die Dislozierung der atomaren US-Mittelstreckenraketen

begann ab Ende November 1983 in Mutlangen. Die Gemeinde entwickelte

18 Für ausführlichere Informationen bezüglich des SS-20-Raketensystems siehe: Lothar Rühl,Mit-

telstreckenwaffen inEuropa: IhreBedeutung inStrategie,Rüstungskontrolle undBündnispolitik

(= Internationale Politik und Sicherheit, Band 24), Baden-Baden 1987, S. 122 f.

19 Vgl. Christoph Becker-Schaum/Philipp Gassert/Martin Klimke/Wilfried Mausbach/Marianne

Zepp,Einleitung: DieNuklearkrise der 1980er Jahre.NATO-Doppelbeschluss und Friedensbewe-

gung, in: Dies. (Hrsg.), »Entrüstet Euch!« Nuklearkrise, NATO-Doppelbeschluss und Friedens-

bewegung, Paderborn 2012, S. 7. Zur Genese des NATO-Doppelbeschlusses und seinen Inhalten

siehe ferner: Helga Haftendorn, Das doppelte Mißverständnis. Zur Vorgeschichte des NATO-

Doppelbeschlusses von 1979, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 33. Jahrgang, Heft 2 (1985),

S. 244–287; Leopoldo Nuti, The Origins of the 1979 Dual Track Decision – a Survey, in: Ders.

(Hrsg.), Crisis andDétente in Europe. FromHelsinki to Gorbachev, 1975–1985 (ColdWarHistory,

Band 23), London 2009, S. 57–71; Thomas Risse-Kappen, Null-Lösung. Entscheidungsprozesse

zu denMittelstreckenwaffen 1970–1987, Frankfurt amMain 1988.
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sich daraufhin zu einem Kristallisationspunkt der bundesdeutschen Frie-

densbewegung, an dem tausende Friedensaktivist*innen von 1983 bis zum

Abzug der Nuklearwaffen infolge des INF-Vertrags vom 8. Dezember 1987

kontinuierlich zivilen Ungehorsam im Stil ihrer Vorbilder wie etwa Henry

DavidThoreau,Mahatma Gandhi oder Martin Luther King praktizierten.

Mutlangen hatte zu diesem Zeitpunkt ca. 4.500 Einwohner*innen, von

denen der Großteil der Erwerbstätigen in der knapp fünf Kilometer ent-

fernten Stadt Schwäbisch Gmünd (ca. 55.000 Einwohner*innen) arbeitete.

Dort war neben vielen kleinen und mittelständischen Firmen auch der

Großbetrieb ZF (Zahnradfabrik) ansässig, der unter anderem Rüstungs-

güter wie Lenkungen und Getriebe für Militärtransporter produzierte und

rund 5.000 Arbeiter*innen beschäftigte.20 Die christdemokratische Partei

dominierte die politische Stimmung inMutlangen in den 1980er Jahren: Bei

der baden-württembergischen Landtagswahl 1984 erzielte die CDUmit 55,3

Prozent fast doppelt so viele Stimmen wie die SPD mit 28,7 Prozent; die

Grünen kamen auf 8,8 Prozent.21Der von 1954 bis 1986 regierende parteilose

Bürgermeister Heinz Hartmann bezog zur Stationierung der Pershing-II-

Raketen in Mutlangen nicht offiziell Stellung, ließ jedoch im Sommer 1983

das Zelten der Friedensaktivist*innen auf Gemeindeflächen verbieten. Sein

Nachfolger Peter Seyfried verstand sich dagegen als Vermittler zwischen

allen in der Nachrüstungskontroverse involvierten Parteien, stand aber

letztlich zwischen den Fronten. Konfessionell ist Mutlangen mit seiner St.

Georgs-Kirche vor allem römisch-katholisch geprägt. Es existiert dort aber

auch eine evangelische Gemeinde. Letztere galt Friedensaktivist*innen als

vonBeginn an relativ offen für zivilenUngehorsamgegen die Raketenstatio-

nierung, während dieseThematik in der katholischen Gemeinde erst später

aufgegriffen wurde.22

Große (inter-)nationale Bekanntheit erlangte die Gemeinde durch die

Sitzblockaden vor dem US-Raketendepot. Bereits vor Beginn der Stationie-

rung veranstalteten einige Friedensinitiativen erste Demonstrationen. Vom

1. bis zum 3. September 1983 fand die sogenannte Prominentenblockade vor

dem Lager statt, die Mutlangen durch die Anwesenheit von ca. 150 bekann-

ten Persönlichkeitenwie etwaHeinrich Böll, Günter Grass und Petra Kelly in

den Fokus der (inter-)nationalenMedienöffentlichkeit rückte.Wegen dieser

20 »Informationen zu Mutlangen«, S. 15, in: Aktionsbüro Friedensforum (Hrsg.), Mutlanger Frie-

denstage ’84, in: Archiv Aktiv: Bestand: GMA | FBM 200.010 | Dokus + Studien.

21 Ebd.

22 Vgl. ebd.
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Veranstaltung konzentrierte sich die Aufmerksamkeit der Medien stark auf

den kleinen Ort in der schwäbischen Provinz. Friedensaktivist*innen aus

dem ganzen Bundesgebiet kamen ins abgelegene Mutlangen, um sich für

die Verhinderung der Stationierung von Nuklearraketen einzusetzen.

Damit setzte sich im Blick auf den Austragungsort von sozialpolitischen

Konflikten ein TrendderNeuen SozialenBewegungen der 1970er und 1980er

Jahre fort.Während sich inden Jahren zwischen 1967und 1969die Studieren-

den-und Jugendrevoltennoch in erster Linie aufdieGroß-undUniversitäts-

städte fokussierten, entdeckten die Alternativbewegungen–die Anti-Atom-

kraft-,die Friedens-,die Jugendzentrumsbewegung etc.–die bis dato als re-

aktionär abgeschriebene Provinz als Schauplatz für sich und ihreAnliegen.23

Dort sahen sie die Chance, »den Kontakt zur ›Basis‹, zu den breiten Massen

zu finden.«24 Im Kontext einer zivilisationsskeptischen Wende der frühen

1970er Jahre setzten sich die verschiedenen Strömungen der Neuen Sozia-

len Bewegungen sogar explizit für »nahraumorientierte Handlungsansät-

ze«25 ein. Der Begriff »Provinz« war sowohl in der zeitgenössischen als auch

in der gegenwärtigen Forschung lange Zeit in Abgrenzung zu ›metropolen‹

Deutungsfeldern recht despektierlich verwendet worden.26Durch den Akti-

vismus der Neuen Sozialen Bewegungen in ländlichen Gebieten entwickelte

sich dieser aber zu einem veritablen »Kampfbegriff gegen den technokrati-

schen Zentralismus der Städte«.27 Fortan weckte »Provinz« dadurch weni-

ger Assoziationen zu »Rückständigkeit, Kleingeistigkeit und Kirchturmpo-

23 Vgl.DavidTemplin,Freizeit ohneKontrollen.Die Jugendzentrumsbewegung inderBundesrepu-

blik der 1970er Jahre (= Hamburger Beiträge zur Sozial- und Zeitgeschichte, Band 52), Göttingen

2015, S. 325 und 575.

24 Joachim Radkau, Eine kurze Geschichte der deutschen Antiatomkraftbewegung, in: Bundeszen-

trale für politische Bildung (Hrsg.), Ende des Atomzeitalters? Von Fukushima in die Energiewen-

de, Bonn 2012, S. 115.

25 Susanne Schregel, Der Atomkrieg vor der Wohnungstür. Eine Politikgeschichte der Neuen Frie-

densbewegung in der Bundesrepublik 1970–1985 (= Historische Politikforschung), Frankfurt am

Main 2011, S. 345.

26 Julia Paulus, Neue soziale Bewegungen in der ›Provinz‹. Perspektiven und Potenziale eines For-

schungsdesiderats, in: Dies. (Hrsg.), Bewegte Dörfer. Neue soziale Bewegungen in der Provinz

1970–1990 (= Forschungen zur Regionalgeschichte, Band 83), Paderborn 2018, S. 12.

27 Templin, Freizeit ohne Kontrollen, S. 575.
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litik«.28 IndiesemKontextwar ferner die »Sehnsucht nachHeimat« einnicht

zu unterschätzender Aspekt des Zeitgeists.29

Ein harter Kern der Friedensbewegung reiste nicht nur an denWochen-

enden oder in relativ regelmäßigen zeitlichen Abständen nach Mutlangen,

sondern war zu einer weiteren Radikalisierungsform im Konflikt gegen die

Stationierung der Pershing-II-Raketen bereit: Rund 25 junge Friedensakti-

vist*innen gaben im Herbst/Winter 1983 ihr bisheriges (zum Teil auch bür-

gerliches) Leben auf, um sich fortan komplett dem Protest gegen Nuklear-

waffen in der schwäbischen Provinz zu verschreiben. Sie fanden in einer al-

ten Scheune (Pressehütte) in unmittelbarer Nähe zum Raketenlager eine Un-

terkunft, die sich in den Folgejahren zur Anlaufstelle für die Friedensbewe-

gung,aber auch fürMedienvertreter*innen entwickelte.NebendieserGrup-

pe,der sogenanntenDauerpräsenz, engagierten sich vieleweitereFriedensin-

itiativen wie der bürgerliche Verein Friedens- und Begegnungsstätte Mutlangen

e.V. und die in Tübingen ansässige radikalpazifistische Kampagne Ziviler Un-

gehorsambis zurAbrüstung bis zuderen komplettemAbzug im Jahr 1990 gegen

die Pershing-II-Raketen.

Diese Schlüsselinitiativen waren in den Folgejahren vor allem für die

vielen illustrenundöffentlichkeitswirksamenProtestaktionenwiebeispiels-

weisedieSeniorenblockaden,dieKonzertblockaden,dieGeburtstagsblockaden,die

Muttertagsblockade, die Richterblockade, die Bundesverfassungsgerichtsblockade

und den Blockade-Herbst verantwortlich. Ferner stellten christliche Feste

wie Ostern, Pfingsten, Weihnachten und Erntedank Anlässe dar, um »am

Ort der Todesdrohung« ein »Bekenntnis zum Leben« einzufordern.30 Laut

Schätzungen der Friedens- und Begegnungsstätte Mutlangen kamen zwischen

1983 und 1987 insgesamt ca. 10.000 Friedensbewegte in die schwäbische

Provinz, von denen die Polizei 2.999 für die Beteiligung an Sitzblockaden

28 David Templin, Auf der Suche nach einer anderen Provinz. Alternative ›Provinzarbeit‹ zwischen

linker Bewegungspolitik und neuemHeimatgefühl (1977–1983), in: Julia Paulus (Hrsg.), Bewegte

Dörfer, S. 21.

29 Siehe dazu: »Geh über die Dörfer«, in: Der Spiegel Nr. 40 (1. Oktober 1984), S. 252–261. Jedoch

stieß der Heimatbezug bei einigen linken Denker*innen auch auf starke Kritik. Der Sozialwis-

senschaftler Wolfgang Pohrt beispielsweise publizierte im Oktober 1981 in der Zeit einen Essay

mit dem Titel »Ein Volk, ein Reich, ein Führer«, in dem er der bundesdeutschen Friedensbewe-

gung antiamerikanische Ressentiments attestierte und sie ferner polemisch als eine »deutsch-

nationale Erweckungsbewegung« bezeichnete. Siehe dazu:Wolfgang Pohrt, »Ein Volk, ein Reich,

ein Führer«, in: Die Zeit (30. Oktober 1981).

30 Friedens- und Begegnungsstätte Mutlangen e.V. (Hrsg.), Flyer »Mutlanger Friedenstage 30. Mai

bis 2. Juni 1991.AusAnlassdesAbzugsder atomarenMittelstreckenraketen«,S. 2, in: ArchivAktiv:

Bestand: Mutlangen | Juristisches | Verein.
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zum Teil wiederholt festnahm.31 In der Regel verurteilte das Amtsgericht im

benachbarten Schwäbisch Gmünd die Festgenommenen wegen Nötigung

nach § 240 des Strafgesetzbuches zu einer Geldbuße von 20 Tagessätzen,

wobei sich die Höhe des Tagessatzes wiederum aus der individuellen wirt-

schaftlichen Leistungsfähigkeit der Friedensaktivist*innen ergab. Etwa

200 Sitzblockierer*innen saßen ihre Strafen ersatzweise im Gefängnis

ab, weil sie es ablehnten, die Geldsumme an den Staat zu zahlen. Für die

Friedensaktivist*innen war es von zentraler Bedeutung, durch rechtliche

Provokationen, Grenzüberschreitungen und Skandalisierungsprozesse

»den politischenKampf […] auf der juristischen Ebene fortzusetzen und den

Widerstand vor die Gerichte zu tragen. Durch die erreichte Öffentlichkeit

direkt im Gericht und durch Berichte in Zeitungen« sahen sie nicht zuletzt

»die Möglichkeit, Gedanken und Informationen weiterzutragen.«32

Da ziviler Ungehorsam als systematisch eingesetzte Protestpraxis zwar

bekannt war, aber zu Beginn der 1980er Jahre in der Bundesrepublik noch

einen relativ neuen Gegenstand in der Rechtsprechung darstellte (und die

Justiz im Grunde bis heute keine konsistente Rechtsprechung für Sitzblo-

ckaden finden konnte), entwickelte sich infolge divergierender Rechtspre-

chung eine veritable Justizkrise. Schließlich erreichte diese nach einem Zug

durch die Instanzen Mitte der 1990er Jahre das Bundesverfassungsgericht

(BVerfG) und führte zu einer erbitterten öffentlichen Debatte über die Ent-

scheidung(en) dieser Institution. ImKern ging es bei diesemDiskurs umdie

Frage, welche Rechte, Pflichten und Artikulationsweisen von Protest (z.B.

Partizipations-, Nichtkooperations- und Boykottaktionen) ein Individuum

gegenüber dem Staat und seinen legislativen Festschreibungen hat, wenn

es sich beispielsweise durch die Stationierung von Nuklearraketen und der

daraus resultierenden Eventualität eines Atomkrieges existenziell bedroht

sieht.33 Insofern stellt Mutlangen ein anschauliches Fallbeispiel für Berüh-

rungspunkte, Grenzverhandlungen und (produktive) Wechselwirkungen

zwischen politischem Protest und der Sphäre der Judikative dar.

Abseits der sich bis in die Gegenwart fortsetzenden akademischen und

breitenwirksamen Dispute über die juristische Bewertung von Sitzblocka-

31 Vgl. ebd.

32 »Es ist legal!«, in: PressehütteMutlangen, AKMilitär (Hrsg.), Atomare Kriegsvorbereitung. Pers-

hing-II-Mittelstreckenraketen. Widerstand – ziviler Ungehorsam – Hoffnungen, S. 33–34, zi-

tiert nach: Susanne Schregel, »Dann sage ich, brich das Gesetz«. Recht und Protest im Streit

um den NATO-Doppelbeschluss, in: Löhnig/Preisner/Schlemmer (Hrsg.), Ordnung und Protest,

S. 137.

33 Schregel, »Dann sage ich, brich das Gesetz«, S. 144.
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denwar sich ein Großteil der Friedensbewegung sicher, dass ihr jahrelanger

ziviler Ungehorsam vor US-Militäreinrichtungen zu einem nicht unerheb-

lichen Anteil zur Beendigung des atomaren Wettrüstens zwischen Ost und

West beigetragen habe.Historiker*innen verweisen bei der Frage zumEnde

des Kalten Krieges vor allem auf Veränderungen der politischen Großwet-

terlage und in erster Linie auf das historische Zustandekommen des INF-

Abrüstungsabkommens zwischen denUSA und der Sowjetunion vom 8.De-

zember 1987, das die vollständige Vernichtung aller Mittelstreckenraketen

und Marschflugkörper mit einer Reichweite zwischen 500 und 5.500 Kilo-

metern besiegelte. Letztlichwar es eine paradoxe Synergie aus einerseits der

Durchsetzung der kontroversen NATO-Militärpolitik und andererseits dem

beständigen zivilen Ungehorsam der Friedensbewegung dagegen, die den

Generalsekretär der KPdSU,Michail Gorbatschow, zu neuen politischen Im-

pulsen veranlassten und letztendlich das Ende des Ost-West-Konfliktes ein-

leiteten.34

Trotz der historischen Relevanz Mutlangens erinnert heute kaum noch

etwas daran, dass sich bis zu Beginn der 1990er Jahre am Ortsrand der Ge-

meinde ein US-Depot für Nuklearraketen vom Typ Pershing-II befand und

sich dort über Jahre eine bedeutsameEpisode der bundesdeutschenProtest-

geschichte ereignete. Nach langen Streitigkeiten konnte die Gemeinde das

30,5 Hektar große Gelände im Jahr 1998 dem Bund abkaufen. Sie ließ die

ehemaligenMilitäranlagen fast vollständig abreißen, um schließlich auf der

dortigen Heide ein Neubaugebiet zu errichten. Neben Teilen der früheren

Start- und Landebahn fürMilitärflugzeuge stehen lediglich noch die beiden

halb in die Erde versenktenDepot-Bunker,welche dieGemeinde inzwischen

als Lager für Altpapier und Streusalz verwendet. Erst bei einem aufmerk-

samen Spaziergang durch das Wohngebiet lässt sich ein ca. ein Kilometer

langer Geschichtslehrpfad entdecken, den die Gemeinde im Jahr 2007 anle-

gen ließ. Seit Sommer 2016 steht imNeubaugebiet ferner einKunstwerk von

Klaudia Dietewich, das den Konversionsprozess des ehemaligen Raketen-

standorts in einen öffentlichen Raum für zivile Nutzung versinnbildlichen

soll.35

Mutlangen steht heute nicht nur für die Erinnerung andie Stationierung

atomarer US-Mittelstreckenraketen, sondern es existieren in der Gemeinde

34 Vgl.Michael Plötz,Wie die Sowjetunion denKaltenKrieg verlor.Von derNachrüstung zumMau-

erfall, Berlin 2010, S. 352 ff.

35 »Einweihung ›Kunst auf derHeide‹«, in: AmtsblattMutlangen, 52. Jahrgang,Nr. 29 (22. Juli 2016),

S. 1.
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weiterhinFriedensinitiativenwiebeispielsweisedieFriedenswerkstattMutlan-

gen, die sich nach wie vor für die Abrüstung von Atomwaffen einsetzt. Diese

hatte imHerbst 2017 allen Grund zum Feiern, da sie Teil des internationalen

Bündnisses ICAN (International Campaign to Abolish Nuclear Weapons) ist, das

für seinEngagementzumVerbot vonNuklearwaffendenFriedensnobelpreis

verliehen bekam.36

Erkenntnisinteresse,Thesen und Forschungsbeiträge

»Mutlangen« stellt in vielerlei Hinsicht ein Forschungsdesiderat der Ge-

schichtswissenschaft dar. Die schwäbische Gemeinde entwickelte sich zu

einem Kristallisationspunkt der Nachrüstungskontroverse und der (in-

ter-)nationalen Friedensbewegung. Bemerkenswert ist, dass es dort zu

einer gewaltfreien Austragung des Streits zwischen Friedensaktivist*innen

vieler verschiedener Initiativen und deren Konfliktpartner*innen wie der

Bundes- und Landesregierung, dem US-Militär, der Polizei, der Justiz und

einem Großteil der lokalen Bevölkerung kam.

Nach der Zustimmung des Deutschen Bundestages zur Stationierung

von Cruise Missiles und Pershing-II-Raketen auf bundesdeutschem Ter-

ritorium im Herbst 1983 stellten viele Friedensinitiativen enttäuscht und

resigniert ihr Engagement ein.37 Ein optimistischer gestimmter Teil der

Friedensbewegung blieb aber weiterhin aktiv und proklamierte die Ver-

lagerung des Aktivismus an die konkreten Stationierungsorte. Der Nach-

rüstungskonflikt sollte sich demnach von Städten wie Berlin, Bonn und

Hamburg, wo in den Folgejahren des NATO-Doppelbeschlusses zahlreiche

Großdemonstrationen mit hunderttausenden Bürger*innen stattfanden,

in deutlich kleinere Städte wie Heilbronn undNeu-Ulm beziehungsweise in

die schwäbische Provinz verschieben.

Diese Studie befasst sich mit den Aktivitäten der Friedensbewegung so-

wieden staatlichenReaktionen.Sie erläutert,wieMutlangenzueinemSinn-

bild für den zivilen Ungehorsam gegen die Stationierung von Atomwaffen

36 Vgl. Edda Eschelbach, »Pressehütte feiert Friedensnobelpreis«, in: Rems-Zeitung (12. Oktober

2017).

37 Vgl. Bernhard Gotto, Enttäuschung als Politikressource. Zur Kohäsion der westdeutschen Frie-

densbewegung in den 1980er Jahren, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, 62. Jahrgang, Heft

1 (2014), S. 1–33.
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in der Bundesrepublik und in Europa wurde. Gleichermaßen stellte dieser

Ort eine Feuertaufe für neue Beteiligungs- und Einspruchsoptionen dar, der

aufgrund der Gewaltfreiheit der Ereignisse wie ein demokratischer Vitali-

sierungsschub für dieGesamtgesellschaft in der Bundesrepublikwirkte.Die

Friedensinitiativen vor Ort diskutierten jahrelang über Formen und Gren-

zen des zivilen Ungehorsams und zugleich über die Legitimität staatlicher

Gewalt. Auf dieseWeise trugen sie dazu bei, das gesellschaftliche Verständ-

nis für Formender bürgerlichen Initiativ- undKontrollrechte bei politischen

Entscheidungsfindungen zu verändern.

Wie bei den anderen Protest-Brennpunkten in den 1980er Jahren stell-

ten die Schlüsselinitiativen und -figuren in der schwäbischen Gemeinde

also keine (sicherheits-)politische »Single-Issue-Bewegung« zur Abrüs-

tung der Nuklearraketen dar. Über die Abrüstungsfrage hinaus formten

die Friedensaktivist*innen eine soziale Bewegung, die starke Impulse für

Tempo, Intensität undRichtung des sozialenWandels setzte:38Erstens steht

»Mutlangen« dafür, dass alternative politische Kommunikations-, Partizi-

pations- und Protestformen aus der Zivilgesellschaft breitere (juristische)

Akzeptanz fanden. Zudem setzten die Friedensaktivist*innen inMutlangen

den Konflikt um die nuklearen Mittelstreckenraketen auch nach der Ent-

scheidung ihrer Stationierungmit verändertenMitteln und Schwerpunkten

fort.Während dieses intensiven Konfliktes trugen die Proteste dazu bei, das

in der bundesdeutschen Öffentlichkeit produzierte Bild von selbstbestimm-

ten Bürger*innen zu verändern. Zweitens ist die schwäbische Gemeinde

ein Paradebeispiel für die »Normalisierung und Inkorporierung«39 von Pro-

testanliegen in die politischen Institutionen und den politischen Diskurs

während der 1980er Jahre. Die Friedensbewegung folgte nicht einer von

Sozialwissenschaftler*innen postulierten Steigerungslogik,40 derzufolge

der (non-)verbale Widerspruch zu bestimmten Politikentscheidungen,

Ereignissen und Situationen bei Nichtberücksichtigung zwangsläufig in

38 Neben dieser Lesart, wonach Protestbewegungen als Motoren eines Gesellschaftswandels wir-

ken, existiert in der Forschung ebenso die Einschätzung, dass Proteste lediglich (pathologi-

sche) Nebenprodukte sozialen Wandels sind. Eine differenzierte Auseinandersetzung mit bei-

den Forschungsansätzen –Protest als Avant- bzw. als Arrieregarde der Gesellschaft – liefert Löh-

nig/Preisner/Schlemmer (Hrsg.), Ordnung und Protest.

39 Siehe: Jens Ivo Engels, »Inkorporierung« und »Normalisierung« einer Protestbewegung am Bei-

spiel der westdeutschen Umweltproteste in den 1980er Jahren, in: Mitteilungsblatt des Instituts

für soziale Bewegungen, 40 (2008), S. 81–100.

40 Siehe: ArminNassehi,DasgroßeNein.EigendynamikundTragikdes gesellschaftlichenProtests,

Hamburg 2020, S. 111.
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Gewalt zu eskalieren droht. Die symbolstarken Sitzblockaden bewirkten

stattdessen, dass Gesellschaft und Staat diese und weitere Protestarten

als Partizipationsoptionen zur öffentlichen Meinungsbildung sowie als

Eingriffsmechanismus in die Gesetzesauslegung letztlich anerkannten.

Drittens waren die Aktionen des zivilen Ungehorsams ein handlungsorien-

tierter Teil der substanziellen Kritik an der Militär- und Sicherheitspolitik

der Bundesrepublik, in deren Verlauf schon in den 1970er Jahren alternative

Sicherheitskonzepte wie die Soziale Verteidigung lanciert worden waren.

Mit einem differenzierten Gesamtbild der Ereignisse von Mutlangen

können überdies unterschiedliche Aspekte des Wandels von Protestverhal-

ten, Friedensbewegung und der Bewertung von Gewalt gezeigt werden. Im

Mittelpunkt steht der radikalpazifistische Kern der Friedensbewegung, der

nach der Stationierung atomarerMittelstreckenraketen in der Bundesrepu-

blik nicht zerfiel, sondern sein Engagement bis zu deren kompletten Abzug

fortsetzte. Insbesondere die in dieser Zeit entwickelten, diskutierten und

umgesetzten Praktiken des zivilen Ungehorsams sind für die historische

Bewegungsforschung aufschlussreich. Da sich die Friedensbewegung nach

der Raketenstationierung aus strategischen Gründen mit ihren Protest-

aktionen bewusst auf die Provinz fokussierte, trägt diese Studie auch zur

Erforschung der Lokalgeschichte der GemeindeMutlangen und der benach-

barten Stadt Schwäbisch Gmünd bei, wo die für die Pershing-II-Raketen

zuständigen Einheiten der US-Armee ihre Kommandozentrale hatten. In

diesem Zusammenhang steht auch das Verhältnis zwischen der tendenziell

konservativ grundierten Bevölkerung Mutlangens und den Friedensakti-

vist*innen imMittelpunkt, die fortan ihre Raison d’Être in kontinuierlichen

Protestaktionen gegen die Pershing-II-Raketen sahen. Nach jahrelangen

Konflikten zwischen beiden Seiten fanden die Friedensbewegten und ihr

in der Pressehütte eingerichtetes Experimentierfeld für linksalternatives

Zusammenleben schließlich Akzeptanz bei der lokalen Bevölkerung. Da

auf diese Weise auch die Dynamik zwischen subkulturellen Lebensprakti-

ken der Friedensaktivist*innen und den Reaktionen der Einwohner*innen

Mutlangens sichtbar wird, steht die Arbeit auch im Kontext der Kultur-,

Mentalitäts- und Sozialgeschichte der 1980er Jahre. Ebenso liefert die

Studie einen Beitrag zur bundesdeutschen Rechtsgeschichte, weil sie die

juristischen Folgen der Sitzblockaden vor dem US-Raketendepot durch alle

Instanzen bis zum Bundesverfassungsgericht differenziert beleuchtet.
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Schließlich lässt sich die Studie auch in das Feld der historischen Frie-

dens- und Konfliktforschung einordnen,41 denn sowohl Thema wie Prakti-

ken aller Beteiligten auf Seiten der Protestierenden konzentrierten sich,mit

unterschiedlicher Intensität, auf eine Konfliktaustragung ohne Gewalt. So

wie die Forderung nach Abrüstung von dem Gedanken getragen war, dass

sich internationaleKonflikte ohneGewaltandrohungaustragen ließen, stell-

ten auch die Protestaktivitäten in Mutlangen den Versuch dar, gewaltlose

Konfliktaustragung zu demonstrieren. In Mutlangen stritten die involvier-

ten Akteur*innen über den Leitwert des Friedens, die Friedensfähigkeitmo-

derner Gesellschaften und dieMinderung kollektiver Gewaltanwendung, je-

doch ebenso über sinnstiftende Visionen von Basisdemokratie, Partizipati-

on und Solidarität beziehungsweise über Differenzerfahrungen.42 Deshalb

zeigt diese Studie, dass »der vergesellschaftendeGrundmodus des Konflikts

auch zumGrundcharakter der Friedensbewegungen und ihrer Gruppierun-

gen« gehörte und dieser nicht nur auf den politischen Inhalt, sondern eben-

so auf »Formen,Mobilisierungschancen, Entwicklung undWandel von Pro-

test« einwirkte.43

Am zivilen Ungehorsam von Mutlangen lassen sich außerdem verschie-

dene theoretische Konfliktmodelle erkennen. Der Philosoph und Soziologe

Georg Simmel stellte in seinemWerk Soziologie – Untersuchungen über die For-

men der Vergesellschaftung aus dem Jahr 1908 im Kapitel Der Streit die These

auf,dass es keineswegs zueinemreicherenGemeinschaftsleben führenwür-

de, wenn die disruptiven Energien verschwänden.44 Stattdessen brauche je-

de Gesellschaft attraktive und repulsive Kräfte, um »irgendein quantitatives

Verhältnis von Harmonie und Disharmonie, Assoziation und Konkurrenz,

Gunst und Missgunst« herzustellen und um dadurch »zu einer bestimmten

Gestaltung zu gelangen«.45 Es sei gerade die Opposition, die der Gesellschaft

ein Gefühl von Genugtuung, Ablenkung und Erleichterung gäbe, denn sie

lasse »unsere Kraft sich bewusst bewähren und verleih[e] so erst eine Leben-

41 Stefanie van de Kerkhof, Historische Friedensforschung – eine Geschichte des Friedens?, in: Pe-

ter Schlotter/SimoneWisotzki (Hrsg.), Friedens- undKonfliktforschung (= Forschungsstand Po-

litikwissenschaft), Baden-Baden 2011, S. 382 f.

42 Claudia Kemper, »Gespannte Verhältnisse« in der europäischen Zeitgeschichte, in: Dies. (Hrsg.),

Gespannte Verhältnisse. Frieden und Protest in Europa während der 1970er und 1980er Jahre (=

Frieden und Krieg. Beiträge zur Historischen Friedens- und Konfliktforschung, Band 23), Essen

2017, S. 12.

43 Vgl. ebd., S. 12.

44 Georg Simmel, Soziologie. Untersuchungen über die Formen der Vergesellschaftung (Gesamt-

ausgabe, Band 11), Frankfurt amMain 91992 (Erstausgabe: 1908), S. 289.

45 Ebd., S. 286.
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digkeit undWechselwirksamkeit an Verhältnissen, denen wir uns ohne die-

ses Korrektiv um jeden Preis entzogen hätten«.46

Ralf Dahrendorf entwickelte diese Konflikttheorie fort und schrieb in

Pfade aus Utopia – Arbeiten zur Theorie und Methode der Soziologie, dass es ins-

besondere der »geregelte und friedlich ausgetragene Konflikt [sei], der als

große schöpferische Kraft den Wandel voranbringt [und] die Gesellschaft

dynamisiert«.47 Im Sinne dieser Konflikttheorien dynamisierte auch die

Nachkriegskontroverse die bundesdeutsche Gesellschaft. Denn sie trug zu

einer gesamtgesellschaftlichen Verständigung im Hinblick auf a) die kultu-

relle Westbindung, b) die erinnerungskulturelle Akzeptanz der NS-Erblast,

c) die Vorstellung eines Friedensauftrages in Europa und d) die Anerken-

nung von Parlamenten und Gerichten als Foren des politischen Streites in

der Bundesrepublik der 1980er Jahre bei.48 Für den konstruktiven Austausch

in diesem »breiten Kulturkampf zwischen Alternativbewegung und Estab-

lishment«49 stellt »Mutlangen« nicht nur ein anschauliches Beispiel aus

der Lokalgeschichte dar, sondern ein Brennglas, unter dem sich zahlreiche

bewegungsinterne Konflikte und schwierige Situationen vor Ort erkennen

lassen, die diesen letztlich gewaltlosen Konflikt beeinflussten.

Forschungsstand

Obwohl schon eine Reihe an historischer Protestforschung zu den 1980er

Jahren vorliegt, findet sich bislang kaum etwas über den zivilen Ungehor-

sam vonMutlangen. Zu Beginn der 1990er Jahre schrieben drei Journalisten

des Schwäbisch Gmünder Lokalblattes Rems-Zeitung eine Chronik über die

46 Ebd., S. 291 f.

47 Ralf Dahrendorf, Pfade aus Utopia. Arbeiten zurTheorie undMethode der Soziologie, München
31974, S. 261; siehe auch: Arno Waschkuhn, Politische Utopien. Ein politiktheoretischer Über-

blick von der Antike bis heute (= Lehr- undHandbücher der Politikwissenschaft),München 2003,

S. 181.

48 Siehe dazu: Philipp Gassert, Arbeit am Konsens im Streit um den Frieden. Die Nuklearkrise der

1980er Jahre als Medium gesellschaftlicher Selbstverständigung, in: Archiv für Sozialgeschichte

52, Bonn 2012, S. 493

49 Tim Warneke, Aktionsformen und Politikverständnis in der Friedensbewegung, in: Sven Rei-

chardt/Detlef Siegfried (Hrsg.),Das AlternativeMilieu.Antibürgerlicher Lebensstil und linke Po-

litik in der Bundesrepublik Deutschland und Europa, 1968–1983 (= Hamburger Beiträge zur So-

zial- und Zeitgeschichte, Band 47), Göttingen 2010, S. 460 f.
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Gemeinde, in der sie eine erste Gesamtschau auf die Zeit der Raketensta-

tionierung lieferten.50 Kurz darauf veröffentlichten drei Schlüsselfiguren

der Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung eine Selbstdokumentation

ihrer Friedensinitiative, die den Konflikt in der schwäbischenGemeinde aus

der Perspektive der Friedensbewegung chronologisch zusammenfasst.51Die

Schriftstellerin Alice Grünfelder arbeitete unter Berufung auf Zeitzeug*in-

nen-Interviews die Ereignisse von Mutlangen in essayistischer Form auf.52

Eine erste akademische Annäherung erfolgte erst zum 25. Jahrestag des NA-

TO-Doppelbeschlusses, als das Haus der Geschichte Baden-Württemberg eine

Sonderausstellung mit dem Titel »Zerreissprobe Frieden – Baden-Würt-

temberg und der NATO-Doppelbeschluss« kuratierte und einen Katalog

dazu veröffentlichte.53

2012 thematisierte Susanne Schregel im Beitrag Die Orte der Friedensbe-

wegung das Verständnis des linksalternativen Milieus der 1970er und 1980er

Jahre, das »Agieren ,für den Friedenʻ auch nahräumlich, lokal und dezentral

anzulegen«.54 Sie betont, dass sich vor allem »Mutlangen« zum Sinnbild des

»Stationierungsortes« entwickelt hatte.Zuvor hatte Schregel in ihrerDisser-

tation konstatiert, dass »[ü]berraschenderweise […] bisher keine ausführli-

che Aufarbeitung der Vorgänge in und umMutlangen vor[liegt]«.55Reinhold

Webers Beitrag von 2013 bietet einen kurzen Gesamtüberblick über die Er-

eignisse inder schwäbischenGemeinde.56Detailliert beschriebenworden ist

bisher lediglich die Geschichte der Rechtsprechung über Sitzblockaden in

der Bundesrepublik. Peter E. Quint hat dazu eine englischsprachige Mono-

graphie verfasst; der zivileUngehorsamder Friedensbewegung ausPerspek-

50 Manfred Laduch/Heino Schütte/ReinhardWagenblast (Hrsg.), Mutlanger Heide. Ein Ort macht

Geschichte, Schwäbisch Gmünd 1990.

51 Volker Nick/Volker Scheub/Christof Then (Hrsg.), Mutlangen 1983–1987: Die Stationierung der

Pershing II und die Kampagne Ziviler Ungehorsam bis zur Abrüstung, Mutlangen/Tübingen

1993.

52 Alice Grünfelder,Wird unser Mut langen? Ziviler Ungehorsam für den Frieden, Zürich 2019.

53 Darin beschäftigt sich insbesondere der folgende Beitragmit den Sitzblockaden vonMutlangen:

Sabrina Müller, »Frieden schaffen ohne Waffen.« Der gewaltlose Widerstand gegen die Nach-

rüstung, in: Haus der Geschichte Baden-Württembergs (Hrsg.), Zerreissprobe Frieden. Baden-

Württemberg und der NATO-Doppelbeschluss, Stuttgart 2004, S. 20–29.

54 Susanne Schregel, Die Orte der Friedensbewegung, in: Becker-Schaum/Gassert/Klimke (et al.)

(Hrsg.), »Entrüstet Euch!«, S. 170.

55 Schregel, Der Atomkrieg vor derWohnungstür, S. 129.

56 Reinhold Weber, Mutlangen – mit zivilem Ungehorsam gegen Atomraketen, in: Ders. (Hrsg.),

Aufbruch, Protest und Provokation.Die bewegten 70er- und 80er-Jahre in Baden-Württemberg,

Darmstadt 2013, S. 141–164.


